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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 45 DIENSTAG, DEN 18. DEZEMBER 2007

Tag I n h a l t Seite

Das Hamburgische Schulgesetz vom 16. April 1997
(HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 2. Januar 2007
(HmbGVBl. S. 6), wird wie folgt geändert:

1. § 10 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Schulversuche und Versuchsschulen dienen dazu, das
Schulwesen pädagogisch und organisatorisch weiterzu-
entwickeln. Mit ihnen können Abweichungen von Aufbau
und Gliederung des Schulwesens, Veränderungen oder
Ergänzungen der Unterrichtsinhalte, der Unterrichtsorga-
nisation und der Unterrichtsmethoden sowie neue Formen
der Schulverfassung und der Schulleitung erprobt werden.
Schulversuche sind außerdem zulässig, um innovative For-

men der Kompetenzmessung und -beschreibung (Kompe-
tenzraster) zu erproben. Diese müssen mindestens den
gleichen Informationswert wie Noten zur weiteren Schul-
laufbahn für Schülerinnen und Schüler und ihre Sorge-
berechtigten haben.“

2. § 44 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. in der Klassenstufe 3 und der Sekundarstufe I einen
Ersatz von Halbjahreszeugnissen durch strukturierte
Zielklärungsgespräche, Lernentwicklungsberichte und
Lernvereinbarungen mit der Schülerin oder dem
Schüler und den Sorgeberechtigten,“.
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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Zehntes Gesetz
zur Änderung des Hamburgischen Schulgesetzes

Vom 11. Dezember 2007

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Ausgefertigt Hamburg, den 11. Dezember 2007.

Der Senat
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Verordnung
zur Weiterübertragung von Verordnungsermächtigungen

über die Verleihung der Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
an Religionsgesellschaften und Weltanschauungsvereinigungen

Vom 11. Dezember 2007

Auf Grund von § 1 Absatz 5 und § 3 Absatz 2 Satz 2 des
Gesetzes über die Verleihung der Rechte einer Körperschaft
des öffentlichen Rechts an Religionsgesellschaften und Welt-
anschauungsvereinigungen vom 15. Oktober 1973 (HmbGVBl.
S. 434), geändert am 27. November 2007 (HmbGVBl. S. 407),
wird verordnet:

Einziger Paragraph
Die Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen

nach § 1 Absätze 1 bis 4 und § 2 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes
über die Verleihung der Rechte einer Körperschaft des öffent-
lichen Rechts an Religionsgesellschaften und Weltanschau-
ungsvereinigungen werden auf die Senatskanzlei weiter über-
tragen.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 11. Dezember 2007.
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A r t i k e l  1
Gesetz zum Glücksspielstaatsvertrag 

§ 1
Dem vom 30. Januar 2007 bis zum 31. Juli 2007 unterzeich-

neten Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in Deutschland
(Glücksspielstaatsvertrag) wird zugestimmt. 

§ 2
Der Staatsvertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft ver-

öffentlicht.

§ 3
(1) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem § 29

Absatz 1 in Kraft tritt, ist im Hamburgischen Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt bekannt zu geben.

(2) Sollte der Staatsvertrag nach seinem § 29 Absatz 1 Satz 2
gegenstandslos werden, gilt sein Inhalt ab dem 1. Januar 2008
in Hamburg bis zu einer neuen landesrechtlichen Regelung als
hamburgisches Landesrecht. Dies ist bis zum 1. Februar 2008
im Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt zu
geben.

(3) Tritt der Staatsvertrag nach seinem § 28 Absatz 1 Satz 1
mit Ablauf des 31. Dezembers 2011 außer Kraft, gilt sein Inhalt
bis zu einer neuen landesrechtlichen Regelung fort. Dies ist bis
zum 1. Februar 2012 im Hamburgischen Gesetz- und Verord-
nungsblatt bekannt zu geben.

A r t i k e l  2
Hamburgisches Gesetz 

zur Ausführung des Glücksspielstaatsvertrages
(Hamburgisches Glücksspielstaatsvertrags-

Ausführungsgesetz – HmbGlüStVAG)

Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Veranstaltung, die Durch-
führung und die Vermittlung von öffentlichen Glücksspielen
in Hamburg.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Wetten, die anlässlich öffent-
licher Pferderennen oder anderer öffentlicher Leistungs-
prüfungen für Pferde durch einen zum Betrieb eines Totali-
sators zugelassenen Renn- oder Pferdezuchtverein oder durch
eine zugelassene Buchmacherin oder einen zugelassenen
Buchmacher durchgeführt oder vermittelt werden.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für das gewerbliche Spiel,
gewerbliche Spielhallen oder ähnliche gewerbliche Unter-
nehmen.

§ 2
Glücksspiel als Öffentliche Aufgabe

Zur Erreichung der Ziele nach § 1 des Glücksspielstaats-
vertrages (GlüStV) vom 30. Januar 2007 bis 31. Juli 2007

(HmbGVBl. S. 441) nimmt die Freie und Hansestadt Hamburg
die Sicherstellung eines ausreichenden Glücksspielangebotes,
die Suchtprävention und Suchthilfe sowie die Glücksspiel-
aufsicht als öffentliche Aufgabe wahr. Sie beteiligt sich an
wissenschaftlicher Forschung zum Glücksspiel, insbesondere
unter Fragestellungen zu pathologischem Spielverhalten.

§ 3

Erlaubnispflicht

(1) Öffentliche Glücksspiele dürfen nur mit Erlaubnis der
zuständigen Behörde veranstaltet oder vermittelt werden. Das
Veranstalten und Vermitteln ohne diese Erlaubnis (unerlaubtes
Glücksspiel) ist verboten.

(2) Voraussetzungen, Inhalt und Umfang der Erlaubnis
richten sich nach §§ 8 und 13.

Abschnitt 2

Veranstaltung und Vermittlung 
staatlicher Glücksspielangebote

§ 4

Staatliche Glücksspielangebote

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg veranstaltet in
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe zur Sicherstellung eines
ausreichenden Glücksspielangebots innerhalb ihres Staatsge-
bietes Glücksspiele nach § 10 Absatz 1 GlüStV. 

(2) Sie kann allein oder mit anderen Ländern Lotterien,
Klassenlotterien und Sportwetten veranstalten. Das Gesetz
über die Zulassung einer öffentlichen Spielbank bleibt un-
berührt.

(3) Abweichend von Absatz 1 veranstaltet die „Nordwest-
deutsche Klassenlotterie“ auf der Grundlage der Vereinbarung
der Länder Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein, Freie und Hansestadt Hamburg, Freie Hansestadt
Bremen, Saarland, Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern und Sachsen-Anhalt zum gemeinsamen Betrieb
einer staatlichen Klassenlotterie vom 23. Dezember 1992
(NKL-Ländervereinbarung) Klassenlotterien. Sie nimmt da-
mit die öffentliche Aufgabe nach § 10 Absatz 1 GlüStV in Bezug
auf Klassenlotterien wahr.

(4) Die Freie und Hansestadt Hamburg kann die öffentliche
Aufgabe, Glücksspiele zu veranstalten und durchzuführen,
durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine
privatrechtliche Gesellschaft, an der eine oder mehrere juris-
tische Personen des öffentlichen Rechts unmittelbar oder
mittelbar maßgeblich beteiligt sind, erfüllen (§ 10 Absatz 2
GlüStV).

(5) Soweit eine privatrechtliche Gesellschaft entsprechend
Absatz 4 die öffentliche Aufgabe erfüllt, bedürfen eine an-
derweitige wirtschaftliche Betätigung der privatrechtlichen
Gesellschaft und die Gründung von Tochterunternehmen der
Erlaubnis der zuständigen Behörde. Die Erlaubnis darf nur
erteilt werden, wenn sichergestellt ist, dass die ordnungs-
gemäße Veranstaltung der Lotterien, Ausspielungen und
Sportwetten hierdurch nicht gefährdet ist.

Gesetz
zur Neuregelung des Glücksspielwesens

Vom 14. Dezember 2007

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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(6) Die staatlichen Glücksspiele gemäß Absatz 1 dürfen von
Annahmestellen (§ 5), Lotterieeinnehmern (§ 6) und gewerbli-
chen Spielvermittlern (§ 7) vermittelt werden. Die Vermittlung
der staatlichen Glücksspiele bedarf der Erlaubnis der zustän-
digen Behörde (§ 8).

(7) Die Glücksspielaufsicht überwacht die Erfüllung der
nach dem Glücksspielstaatsvertrag oder auf Grund dieses
Gesetzes begründeten öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen.

§ 5

Annahmestellen

(1) Eine Annahmestelle betreibt, wer auf Grund eines 
privatrechtlichen Vertrages mit dem Veranstalter von Glücks-
spielen in Hamburg (§ 4 Absatz 1 oder Absatz 4) in dessen 
Vertriebsorganisation eingegliedert ist und auf dieser Basis
Glücksspiele vermittelt (§ 3 Absatz 5 GlüStV).

(2) In einer Annahmestelle dürfen außerdem Lotterien mit
geringem Gefährdungspotential (§§ 12 bis 18 GlüStV) ver-
trieben werden. Zusätzlich kann eine Erlaubnis zur Betätigung
als Lotterieeinnehmer der Nordwestdeutschen Klassenlotterie
nach Maßgabe des § 6 erteilt werden.

(3) Eine Annahmestelle darf nicht in einer Spielhalle oder
einem ähnlichen Unternehmen eingerichtet werden.

(4) Anzahl und Einzugsgebiet der Annahmestellen sind an
den Zielen des § 1 GlüStV auszurichten. 

(5) Der Antrag auf Erlaubnis zum Betreiben einer An-
nahmestelle kann nur von dem Veranstalter im Sinne des § 4
Absatz 1 oder Absatz 4 gestellt werden.

§ 6

Klassenlotterien und Lotterieeinnehmer

(1) Über Anträge der Klassenlotterien auf Veranstaltung der
Lotterien in der Freien und Hansestadt Hamburg und auf
Erlaubnis zur Vermittlung dieser Lotterien durch Lotterieein-
nehmer in der Freien und Hansestadt Hamburg entscheidet die
zuständige Behörde. Diese kann die zuständige Behörde eines
anderen Landes ermächtigen, die Entscheidung auch mit Wir-
kung für das Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg zu
treffen.

(2) Lotterieeinnehmer ist, wer auf Grund eines Vertrages
mit der Nordwestdeutschen Klassenlotterie oder der Süd-
deutschen Klassenlotterie in deren Vertriebsorganisation ein-
gegliedert ist und auf dieser Basis deren Produkte vertreibt (§ 3
Absatz 5 GlüStV).

(3) Eine Erlaubnis zur Betätigung als Lotterieeinnehmer
darf nur erteilt werden, wenn die Voraussetzungen des § 8
erfüllt sind. § 5 Absätze 3 und 4 gelten entsprechend.

(4) In der Freien und Hansestadt Hamburg sind nur Ver-
kaufsstellen von Lotterieeinnehmern der Nordwestdeutschen
Klassenlotterie zulässig.

§ 7

Gewerbliche Spielvermittlung

(1) Wer sich in der Freien und Hansestadt Hamburg als
gewerblicher Spielvermittler betätigen will, bedarf un-
beschadet sonstiger Anzeigepflichten einer Erlaubnis nach § 8
§ 5 Absätze 3 und 4 gelten entsprechend. 

(2) Die Erlaubnis ist auch auf das Vermitteln solcher öffent-
licher Glücksspiele zu erstrecken, die von Veranstaltern
anderer Länder im Sinne des § 10 Absatz 2 GlüStV veranstaltet

werden und die in einer Rechtsverordnung nach § 15 festgelegt
sind.

§ 8
Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis zum Veranstalten und Vermitteln von
Glücksspielen soll erteilt werden, wenn 

1. die Ziele des § 1 GlüStV nicht entgegenstehen,

2. der Veranstalter oder Vermittler zuverlässig ist und die
Gewähr dafür bietet, dass die Veranstaltung und die Ver-
mittlung ordnungsgemäß und für die Spielteilnehmer
nachvollziehbar durchgeführt wird,

3. die Einhaltung der Jugendschutzanforderungen des § 4 Ab-
satz 3 GlüStV, der Werbebeschränkungen nach § 5 GlüStV
und der Anforderungen an die Aufklärung über Sucht-
risiken nach § 7 GlüStV sichergestellt sind,

4. ein Sozialkonzept nach § 6 GlüStV vorliegt und auch sonst
die Anforderungen des § 6 GlüStV erfüllt sind,

5. bei der Einführung neuer Glücksspielangebote und bei der
Einführung neuer oder erheblichen Erweiterung bestehen-
der Vertriebswege den Anforderungen des § 9 Absatz 5
GlüStV genügt ist,

6. bei Veranstaltern nach § 10 Absatz 2 GlüStV die Teilnahme
am Sperrsystem nach § 8 in Verbindung mit § 4 Absatz 4
GlüStV sichergestellt ist,

7. der Ausschluss gesperrter Spieler nach § 21 Absatz 3 Satz 1
und § 22 Absatz 2 Satz 1 GlüStV sichergestellt ist und

8. bei gewerblichen Spielvermittlern zudem die Einhaltung
der Anforderungen nach § 19 GlüstV gewährleistet ist.

(2) Die Erlaubnis kann auf alle nach dem Glücksspielstaats-
vertrag erlaubten Vertriebswege erstreckt werden. Soweit die
Ziele des § 1 GlüStV nicht entgegenstehen, ist auch die Veran-
staltung und Vermittlung von Glücksspielen über zugangs-
beschränkte und geschlossene Telekommunikationsnetze und 
-anlagen zulässig.

(3) Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmungen verbun-
den werden, insbesondere können Vorgaben zu Einsatzgrenzen
und zum Ausschluss gesperrter Spieler getroffen werden, die
über die §§ 20 bis 22 GlüStV hinausgehen.

(4) Die Erlaubnis umfasst auch die vom Veranstalter festzu-
legenden Teilnahmebedingungen. In diesen sind insbesondere
Bestimmungen zu treffen über die

1. Voraussetzungen, unter denen ein Spiel- oder Wettvertrag
zustande kommt,

2. Gewinnpläne und Ausschüttungsquoten,

3. Frist, innerhalb der ein Gewinnanspruch geltend gemacht
werden kann,

4. Bekanntmachung der Gewinnzahlen und der Ergebnisse
der Sportwetten, Auszahlung der Gewinne und

5. Verwendung der Gewinne, auf die ein Anspruch nicht frist-
gerecht geltend gemacht worden ist.

(5) Die erforderliche Zuverlässigkeit nach Absatz 1 Num-
mer 2 besitzt in der Regel nicht, wer in den letzten drei Jahren
vor Stellung eines Antrages wegen eines Verbrechens, wegen
Diebstahls, Unterschlagung, Erpressung, Hehlerei, Betruges,
Untreue, unerlaubter Veranstaltung eines Glücksspiels, Betei-
ligung am unerlaubten Glücksspiel oder wegen Vergehens nach
§ 12 des Jugendschutzgesetzes rechtskräftig verurteilt worden
ist.
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Abschnitt 3

Spielerschutz, Suchtprävention 
und Suchtforschung

§ 9

Suchtprävention und Suchthilfe

Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährleistet die För-
derung von Beratungsstellen, die Hilfen für pathologische
Glücksspielerinnen und Glücksspieler sowie deren Angehörige
anbieten. Sie unterstützt die Entwicklung und Durchführung
präventiver Maßnahmen. 

§ 10

Suchtforschung

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg fördert Projekte zur
Erforschung pathologischer Verhaltensweisen beim Glücks-
spiel. Sie kann sich zu diesem Zweck an gemeinsamen Projek-
ten mehrerer Länder beteiligen.

(2) Der in § 4 genannte Veranstalter von Glücksspielen in
der Freien und Hansestadt Hamburg ist berechtigt und auf Ver-
langen der für die Glücksspielaufsicht zuständigen Behörde
auch verpflichtet, die auf der Grundlage des § 23 Absatz 1
GlüStV erhobenen Daten in anonymisierter Form für Zwecke
der Glücksspielforschung zur Verfügung zu stellen.

§ 11

Spielerschutz, Sperrdatei

(1) Die nach § 8 Absatz 1 GlüStV zur Teilnahme am gemein-
samen Sperrsystem verpflichteten Veranstalter speichern die in
§ 23 Absatz 1 GlüStV genanten Daten, sofern und solange keine
gemeinsame Datei betrieben wird, in einer eigenen Sperrdatei.
Sie haben von anderen Glücksspielveranstaltern oder Spiel-
banken erhaltene Daten unverzüglich in die eigene Sperrdatei
aufzunehmen. Die Daten ausgesprochener Sperren sind den
anderen Glücksspielveranstaltern und Spielbanken innerhalb
von 24 Stunden zuzuleiten. Gleiches gilt für die Aufhebung
einmal ausgesprochener Sperren.

(2) Sofern die Sperre nicht auf eigenen Antrag erfolgt, ist der
betroffene Spieler vor Aufnahme in die Sperrdatei unverzüg-
lich anzuhören. Stimmt er der Sperre nicht zu, sind die tatsäch-
lichen Anhaltspunkte unter Würdigung seiner Argumente
nochmals zu bewerten und Meldungen Dritter durch geeignete
Maßnahmen zu überprüfen. Der Veranstalter hat die Entschei-
dung unter Wiedergabe der tatsächlichen Anhaltspunkte, der
mit der Verweigerung vorgebrachten Argumente und Tat-
sachenbehauptungen und der seine Entscheidung tragenden
Bewertung zu dokumentieren. Seine Haftung für Fehlentschei-
dungen ist auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit begrenzt. 

(3) Die Daten gesperrter Spieler dürfen nur für die Kon-
trolle der Spielersperre verwendet werden.

(4) Verantwortliche Stelle im Sinne des Datenschutzrechts
für die Daten gesperrter Spieler ist diejenige Stelle, welche die
Sperre ausgesprochen oder übernommen hat.

(5) In die Sperrdatei werden auch Spielersperren aufgenom-
men, die von Spielbanken in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sowie
der Schweiz übermittelt werden. Eine Übermittlung der Sperr-
daten an diese Spielbanken ist zulässig, wenn Gegenseitigkeit
gewährleistet ist.

(6) Gesperrte Spieler erhalten auf Antrag vom Betreiber der
Sperrdatei Auskunft über folgende zu ihrer Person gespeicherte
Daten:

1. die Daten nach § 23 Absatz 1 GlüStV,

2. die Rechtsgrundlage der Erhebung, Verarbeitung und Nut-
zung der Daten,

3. die Empfänger regelmäßiger Datenübermittlungen und

4. sofern ein Dritter mit der Datenverarbeitung beauftragt
wurde, Name und Anschrift des Auftragnehmers.

§ 12

Jugendschutz, Zugangskontrolle

Die in § 4 genannten Veranstalter von Glücksspielen in der
Freien und Hansestadt Hamburg und die Vermittler sind ver-
pflichtet,

1. den Ausschluss Minderjähriger und

2. den Ausschluss gesperrter Spieler von Lotterien, die häu-
figer als zweimal pro Woche veranstaltet werden (§ 22 Ab-
satz 2 GlüStV)

durch Überprüfung der Identität und des Alters zu gewähr-
leisten. Dazu haben sie eine Kontrolle des Ausweises oder eine
vergleichbare Identitätskontrolle und, soweit nach der Art des
Spiels erforderlich, einen Abgleich mit der Sperrdatei vorzu-
nehmen. 

Abschnitt 4 

Lotterien mit geringem Gefährdungspotential

§ 13

Lotterien mit geringem Gefährdungspotential

(1) Bei Lotterien mit geringem Gefährdungspotential im
Sinne des Dritten Abschnitts des Glücksspielstaatsvertrages
soll eine Erlaubnis nach Maßgabe der §§ 12 bis 17 GlüStV
erteilt werden. Die zuständige Behörde kann die Erlaubnis in
Form einer Allgemeinverfügung erteilen.

(2) Bei kleinen Lotterien und Ausspielungen (§18 GlüStV)
kann sie dabei auch von den Regelungen in § 4 Absatz 3 Sätze 2
und 3, § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, § 15 Absatz 1 Sätze 4 und
5, Absatz 3 Satz 2 und § 17 GlüStV abweichen.

(3) Für Veranstaltungen nach § 12 Absatz 2 GlüStV, die in
Verbindung mit dem Fernsehen präsentiert werden, ist von der
Möglichkeit, auf die Einhaltung des Werbeverbots gemäß § 5
Absatz 3 GlüStV und des Gebots zur Vorlage eines Sozial-
konzepts gemäß § 6 des GlüStV zu verzichten, Gebrauch zu
machen, sofern nicht im Einzelfall die durch Tatsachen
begründete Besorgnis eines Verstoßes gegen die Ziele des
Glücksspielstaatsvertrages entgegen steht. 

(4) Die zuständige Behörde kann eine allgemein erlaubte
Veranstaltung untersagen, wenn

1. gegen die Vorschriften dieses Gesetzes, gegen den Glücks-
spielstaatsvertrag oder gegen wesentliche Bestimmungen
der allgemeinen Erlaubnis verstoßen wird,

2. die Gefahr besteht, dass durch die Verwendung des Rein-
ertrags die öffentliche Sicherheit oder Ordnung verletzt
wird oder

3. keine Gewähr für die ordnungsgemäße Durchführung der
Veranstaltung oder für die zweckentsprechende Verwen-
dung des Reinertrags gegeben ist.
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Abschnitt 5 

Gewinnspiele

§ 14

Gewinnspiele

(1) Gewinnspiele sind Veranstaltungen, bei denen der
Erwerb der Gewinnchance nicht von einem Entgelt abhängt.
Gewinnspiele sind erlaubnisfrei.

(2) Hängt bei als Gewinnspiel bezeichneten Veranstaltun-
gen der Erwerb der Gewinnchance von einem Entgelt ab, han-
delt es sich um erlaubnispflichtige Glücksspiele. Dies gilt auch
bei Wissens-, Quiz- oder sonstigen Spielen, sofern nur ein
Gewinn oder eine geringe Anzahl von Gewinnen unter einer
Vielzahl von Teilnehmern zu vergeben ist und deshalb für die
Gewinnchancen letztlich der Zufall überwiegend ausschlag-
gebend bleibt.

Abschnitt 6 

Verordnungsermächtigung, Ordnungswidrigkeiten

§ 15

Verordnungsermächtigung

Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Vor-
schriften zu erlassen über

1. das Erlaubnisverfahren nach § 4 Absatz 1 GlüStV in Verbin-
dung mit § 8 dieses Gesetzes, insbesondere zu Umfang,
Inhalt und Zahl der erforderlichen Anträge, Anzeigen,
Nachweise und Bescheinigungen,

2. die Festlegung der Anzahl und des Einzugsgebietes der
Annahmestellen nach § 5 Absatz 4,

3. das Betreiben der Sperrdatei nach §§ 8 und 23 GlüStV
einschließlich der Beteiligung an einer bundesweiten Zen-
traldatei,

4. die Glücksspiele der Veranstalter anderer Länder nach § 10
Absatz 2 GlüstV, deren Vermittlung ohne eine Veranstal-
tungserlaubnis der zuständigen hamburgischen Behörde
auch im Hinblick auf die Ziele des § 2 erlaubt werden kann
(§ 7 Absatz 2).

§ 16

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 4 Absatz 1 GlüStV ohne Erlaubnis ein Glücks-
spiel veranstaltet oder vermittelt,

2. entgegen § 4 Absatz 3 Satz 2 oder 3 GlüStV Minderjährige
an Glücksspielen teilnehmen lässt,

3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 9 Absatz 1 Satz 3
Nummer 4 oder 5 GlüStV zuwiderhandelt,

4. entgegen § 19 Nummer 1 GlüStV nicht mindestens zwei
Drittel der vereinnahmten Beträge an den Veranstalter
weiterleitet oder

5. als Veranstalter oder Vermittler von Glücksspielen nicht in
der in § 21 Absatz 3 Satz 2 oder § 22 Absatz 2 Satz 2 GlüStV
bezeichneten Weise für die Einhaltung der Verbote nach 
§ 21 Absatz 3 Satz 1 oder nach § 22 Absatz 2 Satz 1 GlüStV
Sorge trägt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
fünfhunderttausend Euro geahndet werden.

(3) Gegenstände, auf die sich die Ordnungswidrigkeit
bezieht oder die zur Begehung oder Vorbereitung gebraucht
worden oder bestimmt gewesen sind, können eingezogen wer-
den. Gleiches gilt für durch die Ordnungswidrigkeit ge-
wonnene oder erlangte Gelder. § 23 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten in der Fassung vom 19. Februar 1987
(BGBl. I S. 603), zuletzt geändert am 7. August 2007 (BGBl. I
S. 1786, 1787), in der jeweils geltenden Fassung ist anzu-
wenden. 

Abschnitt 7 

Übergangsbestimmungen

§ 17

Überleitungsvorschrift für das Internetspiel

(1) Abweichend von § 4 Absatz 4 GlüStV ist die Veranstal-
tung und Vermittlung im Internet bis zum 31. Dezember 2008
zu erlauben, wenn die Beachtung der in § 25 Absatz 6 GlüStV
genannten Voraussetzungen sichergestellt ist. Der Nachweis ist
durch Vorlage geeigneter Darstellungen und Bescheinigungen
zu führen. 

(2) Die Erlaubnis gilt als bis zum 31. Dezember 2008 erteilt,
wenn und soweit unter Beachtung von Absatz 1

1. der Antragsteller das Spiel bereits im Jahr 2006 in Über-
einstimmung mit dem zu diesem Zeitpunkt geltenden
Recht in der Freien und Hansestadt Hamburg veranstaltet
oder vermittelt hat,

2. ein Antrag gestellt worden ist, in dem eine Einsatzgrenze
von nicht mehr als 1000 Euro pro Monat vorgesehen ist und 

3. innerhalb eines Monats nach Eingang dieses Antrages bei
der zuständigen Behörde dem Antragsteller keine auf das
Fehlen wesentlicher Unterlagen oder auf Tatsachen, die
erhebliche Zweifel an der Genehmigungsfähigkeit be-
gründen, gestützte Aufforderung zugestellt wird, das Inter-
netangebot bis zur Entscheidung über die Genehmigung zu
unterlassen.

(3) Für neue Kunden ist unverzüglich ein den Richtlinien
der Kommission Jugendschutz entsprechendes Identifi-
zierungs- und Authentifizierungsverfahren einzuleiten. Ihnen
darf bis zum Vorliegen einer den Richtlinien der Kommission
Jugendschutz entsprechenden Identifizierung nach Volljährig-
keitsabfrage bei der Schutzgemeinschaft für allgemeine Kredit-
zulassung bis zu sechs Wochen lang die Teilnahme ermöglicht
werden. Für Kunden, die zwischen dem 24. Oktober 2007 und
dem Inkrafttreten des Staatsvertrages beim Antragsteller re-
gistriert wurden, beginnt die Frist nach Satz 2 mit Inkrafttreten
des Glücksspielstaatsvertrages. Kunden, die bis zum 23. Okto-
ber 2007 beim Antragsteller registriert wurden und deren
Volljährigkeit überprüft wurde, benötigen keine darüber hin-
ausgehende Identifizierung.

(4) Nach dem gegenwärtigen Stand der Technik ist zur
Lokalisierung eine ausdrückliche Bestätigung des Kunden vor
jeder Spielteilnahme, dass er sich im Gebiet der Freien und
Hansestadt Hamburg oder an einem benannten anderen Ort,
nach dessen Recht die Spielteilnahme im Internet ebenfalls
zulässig ist, aufhält, ausreichend. Sollten sich die technischen
Möglichkeiten zur Lokalisierung im Laufe des Jahres 2008 wei-
ter entwickeln, so sind daraus resultierende, weitergehende
Anforderungen nur zulässig, soweit die dazu notwendigen
Investitionen angesichts des Endes der Übergangsfrist noch als
wirtschaftlich zu bewerten sind. Das Recht des Veranstalters,
seinerseits eine dem in Satz 1 beschriebenen Verfahren gleich-
wertige Methode anzubieten, bleibt unberührt. 
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(5) Informative, nicht zum Spiel anreizende Hinweise auf
die Spielmöglichkeit im Internet und entsprechende Links
sind nicht als unzulässige Werbung zu interpretieren.

A r t i k e l  3

Inkrafttreten, Außerkrafttreten,
Fortgeltung erteilter Erlaubnisse

(1) Artikel 1 tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. Im
Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2008 in Kraft

(2) Das Gesetz zum Staatsvertrag zum Lotteriewesen in
Deutschland vom 27. April. 2004 (HmbGVBl. S. 223) wird auf-
gehoben.

(3) Die nach dem Staatsvertrag zum Lotteriewesen in
Deutschland vom 18. Dezember 2003 bis 13. Februar 2004
(HmbGVBl. 2004 S. 224) erteilten Erlaubnisse bleiben, sofern
sie nicht im Einzelfall widerrufen werden, bis zum 31. Dezem-
ber 2008 in Kraft.

(4) Nach bisher geltendem Recht ohne besondere Erlaubnis
zulässige Glücksspiele und deren Vermittlung gelten, sofern
und soweit sie vor dem 1. Januar 2007 aufgenommen wurden,
nach diesem Gesetz dem Grunde nach genehmigungsfähig sind
und der Erlaubnisantrag mit vollständigen Unterlagen bis zum
15. Januar 2008 gestellt wird, bis zur Zustellung eines Beschei-
des durch die zuständige Behörde als genehmigt. Sofern ein-
zelne Unterlagen fehlen, reicht es aus, wenn diese auf Anforde-
rung innerhalb einer Woche nachgereicht werden.

Ausgefertigt Hamburg, den 14. Dezember 2007.

Der Senat
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E r s t e r  A b s c h n i t t
Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Ziele des Staatsvertrages

Ziele des Staatsvertrages sind

1. das Entstehen von Glücksspielsucht und Wettsucht zu ver-
hindern und die Voraussetzungen für eine wirksame Sucht-
bekämpfung zu schaffen,

2. das Glücksspielangebot zu begrenzen und den natürlichen
Spieltrieb der Bevölkerung in geordnete und überwachte
Bahnen zu lenken, insbesondere ein Ausweichen auf nicht
erlaubte Glücksspiele zu verhindern,

3. den Jugend- und den Spielerschutz zu gewährleisten, 

4. sicherzustellen, dass Glücksspiele ordnungsgemäß durch-
geführt, die Spieler vor betrügerischen Machenschaften
geschützt und die mit Glücksspielen verbundene Folge-
und Begleitkriminalität abgewehrt werden.

§ 2
Anwendungsbereich

Die Länder regeln mit diesem Staatsvertrag die Veranstal-
tung, die Durchführung und die Vermittlung von öffentlichen
Glücksspielen. Für Spielbanken gelten nur die §§ 1, 3 bis 8, 20
und 23.

§ 3 
Begriffsbestimmungen

(1) Ein Glücksspiel liegt vor, wenn im Rahmen eines Spiels
für den Erwerb einer Gewinnchance ein Entgelt verlangt wird
und die Entscheidung über den Gewinn ganz oder überwie-
gend vom Zufall abhängt. Die Entscheidung über den Gewinn
hängt in jedem Fall vom Zufall ab, wenn dafür der ungewisse
Eintritt oder Ausgang zukünftiger Ereignisse maßgeblich ist.
Auch Wetten gegen Entgelt auf den Eintritt oder Ausgang eines
zukünftigen Ereignisses sind Glücksspiele. 

(2) Ein öffentliches Glücksspiel liegt vor, wenn für einen
größeren, nicht geschlossenen Personenkreis eine Teil-
nahmemöglichkeit besteht oder es sich um gewohnheitsmäßig
veranstaltete Glücksspiele in Vereinen oder sonstigen geschlos-
senen Gesellschaften handelt.

(3) Ein Glücksspiel im Sinne des Absatzes 1, bei dem einer
Mehrzahl von Personen die Möglichkeit eröffnet wird, nach
einem bestimmten Plan gegen ein bestimmtes Entgelt die
Chance auf einen Geldgewinn zu erlangen, ist eine Lotterie.
Die Vorschriften über Lotterien gelten auch, wenn anstelle von
Geld Sachen oder andere geldwerte Vorteile gewonnen werden
können (Ausspielung).

(4) Veranstaltet und vermittelt wird ein Glücksspiel dort, wo
dem Spieler die Möglichkeit zur Teilnahme eröffnet wird.

(5) Annahmestellen und Lotterie-Einnehmer sind in die
Vertriebsorganisation von Veranstaltern nach § 10 Absatz 2 ein-
gegliederte Vermittler.

(6) Gewerbliche Spielvermittlung betreibt, wer, ohne
Annahmestelle oder Lotterieeinnehmer zu sein,

1. einzelne Spielverträge an einen Veranstalter vermittelt oder

2. Spielinteressenten zu Spielgemeinschaften zusammenführt
und deren Spielbeteiligung dem Veranstalter – selbst oder
über Dritte – vermittelt,

sofern dies jeweils in der Absicht geschieht, durch diese Tätig-
keit nachhaltig Gewinn zu erzielen.

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

(im Folgenden: „die Länder“ genannt)

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Staatsvertrag 
zum Glücksspielwesen in Deutschland
(Glücksspielstaatsvertrag – GlüStV)*)

*) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998
über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Nor-
men und technischen Vorschriften und der Vorschriften
für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. EG 
Nr. L 204 S. 37), geändert durch die Richtlinie 98/48/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli
1998 (ABl. EG Nr. L 217 S. 18), sind beachtet worden.



Dienstag, den 18. Dezember 2007 447HmbGVBl. Nr. 45

§ 4

Allgemeine Bestimmungen

(1) Öffentliche Glücksspiele dürfen nur mit Erlaubnis der
zuständigen Behörde des jeweiligen Landes veranstaltet oder
vermittelt werden. Das Veranstalten und das Vermitteln ohne
diese Erlaubnis (unerlaubtes Glücksspiel) ist verboten. 

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn das Veranstalten
oder das Vermitteln des Glücksspiels den Zielen des § 1 zuwi-
derläuft. Die Erlaubnis darf nicht für das Vermitteln nach
diesem Staatsvertrag nicht erlaubter Glücksspiele erteilt wer-
den. Auf die Erteilung der Erlaubnis besteht kein Rechts-
anspruch.

(3) Das Veranstalten und das Vermitteln von öffentlichen
Glücksspielen darf den Erfordernissen des Jugendschutzes
nicht zuwiderlaufen. Die Teilnahme von Minderjährigen ist
unzulässig. Die Veranstalter und die Vermittler haben sicherzu-
stellen, dass Minderjährige von der Teilnahme ausgeschlossen
sind. 

(4) Das Veranstalten und das Vermitteln öffentlicher
Glücksspiele im Internet ist verboten.

§ 5

Werbung

(1) Werbung für öffentliches Glücksspiel hat sich zur Ver-
meidung eines Aufforderungscharakters bei Wahrung des
Ziels, legale Glücksspielmöglichkeiten anzubieten, auf eine
Information und Aufklärung über die Möglichkeit zum
Glücksspiel zu beschränken.

(2) Werbung für öffentliches Glücksspiel darf nicht in
Widerspruch zu den Zielen des § 1 stehen, insbesondere nicht
gezielt zur Teilnahme am Glücksspiel auffordern, anreizen oder
ermuntern. Sie darf sich nicht an Minderjährige oder ver-
gleichbar gefährdete Zielgruppen richten. Die Werbung darf
nicht irreführend sein und muss deutliche Hinweise auf das
Verbot der Teilnahme Minderjähriger, die von dem jeweiligen
Glücksspiel ausgehende Suchtgefahr und Hilfsmöglichkeiten
enthalten.

(3) Werbung für öffentliches Glücksspiel ist im Fernsehen
(§§ 7 und 8 Rundfunkstaatsvertrag), im Internet sowie über
Telekommunikationsanlagen verboten. 

(4) Werbung für unerlaubte Glücksspiele ist verboten. 

§ 6

Sozialkonzept

Die Veranstalter und Vermittler von öffentlichen Glücks-
spielen sind verpflichtet, die Spieler zu verantwortungsbe-
wusstem Spiel anzuhalten und der Entstehung von Glücks-
spielsucht vorzubeugen. Zu diesem Zweck haben sie Sozial-
konzepte zu entwickeln, ihr Personal zu schulen und die
Vorgaben des Anhangs „Richtlinien zur Vermeidung und
Bekämpfung von Glücksspielsucht“ zu erfüllen. In den Sozial-
konzepten ist darzulegen, mit welchen Maßnahmen den sozial-
schädlichen Auswirkungen des Glücksspiels vorgebeugt wer-
den soll und wie diese behoben werden sollen.

§ 7

Aufklärung

(1) Die Veranstalter und Vermittler von öffentlichen
Glücksspielen haben über die Wahrscheinlichkeit von Gewinn
und Verlust, die Suchtrisiken der von ihnen angebotenen

Glücksspiele, das Verbot der Teilnahme Minderjähriger und
Möglichkeiten der Beratung und Therapie aufzuklären. 

(2) Lose, Spielscheine und Spielquittungen müssen Hin-
weise auf die von dem jeweiligen Glücksspiel ausgehende
Suchtgefahr und Hilfsmöglichkeiten enthalten.

§ 8

Spielersperre

(1) Zum Schutz der Spieler und zur Bekämpfung der
Glücksspielsucht sind die Spielbanken und die in § 10 Absatz 2
genannten Veranstalter verpflichtet, ein übergreifendes Sperr-
system zu unterhalten.

(2) Die zur Teilnahme am Sperrsystem verpflichteten Ver-
anstalter sperren Personen, die dies beantragen (Selbstsperre)
oder von denen sie auf Grund der Wahrnehmung ihres Perso-
nals oder auf Grund von Meldungen Dritter wissen oder auf
Grund sonstiger tatsächlicher Anhaltspunkte annehmen müs-
sen, dass sie spielsuchtgefährdet oder überschuldet sind, ihren
finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommen oder Spiel-
einsätze riskieren, die in keinem Verhältnis zu ihrem Einkom-
men oder Vermögen stehen (Fremdsperre).

(3) Die Sperre beträgt mindestens ein Jahr. Die Veranstalter
teilen die Sperre dem betroffenen Spieler unverzüglich schrift-
lich mit. 

(4) Die Veranstalter haben die in § 23 Absatz 1 genannten
Daten in eine Sperrdatei einzutragen. Ein Eintrag ist auch
zulässig, wenn nicht alle Daten erhoben werden können. 

(5) Eine Aufhebung der Sperre ist frühestens nach einem
Jahr und nur auf schriftlichen Antrag des Spielers möglich.
Über diesen entscheidet der Veranstalter, der die Sperre verfügt
hat. 

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Aufgaben des Staates

§ 9

Glücksspielaufsicht

(1) Die Glücksspielaufsicht hat die Aufgabe, die Erfüllung
der nach diesem Staatsvertrag bestehenden oder auf Grund
dieses Staatsvertrages begründeten öffentlich-rechtlichen Ver-
pflichtungen zu überwachen sowie darauf hinzuwirken, dass
unerlaubtes Glücksspiel und die Werbung hierfür unter-
bleiben. Die zuständige Behörde des jeweiligen Landes kann
die erforderlichen Anordnungen im Einzelfall erlassen. Sie
kann insbesondere 

1. jederzeit Auskunft und Vorlage aller Unterlagen und Nach-
weise verlangen, die zur Prüfung im Rahmen des Satzes 1
erforderlich sind,

2. Anforderungen an die Veranstaltung, Durchführung und
Vermittlung öffentlicher Glücksspiele und die Werbung
hierfür sowie an die Entwicklung und Umsetzung des
Sozialkonzepts stellen,

3. die Veranstaltung, Durchführung und Vermittlung uner-
laubter Glücksspiele und die Werbung hierfür untersagen, 

4. Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten die Mitwir-
kung an Zahlungen für unerlaubtes Glücksspiel und an
Auszahlungen aus unerlaubtem Glücksspiel untersagen
und
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5. Diensteanbietern im Sinne von § 3 Teledienstegesetz, soweit
sie nach diesem Gesetz verantwortlich sind, die Mitwirkung
am Zugang zu unerlaubten Glücksspielangeboten unter-
sagen. 

Sofern unerlaubtes Glücksspiel in mehreren Ländern veran-
staltet oder vermittelt wird oder dafür in mehreren Ländern
geworben wird, kann jedes betroffene Land die zuständige
Behörde eines anderen Landes ermächtigen, auch mit Wirkung
für das betroffene Land tätig zu werden.

(2) Widerspruch und Klage gegen diese Anordnungen
haben keine aufschiebende Wirkung. 

(3) Die Länder arbeiten bei der Glücksspielaufsicht zusam-
men. Sie stimmen die Erlaubnisse für die in § 10 Absatz 2
genannten Veranstalter ab.

(4) Die Erlaubnis wird von der zuständigen Behörde für das
Gebiet des jeweiligen Landes oder einen Teil dieses Gebietes
erteilt. Sie ist widerruflich zu erteilen und zu befristen. Sie
kann, auch nachträglich, mit Nebenbestimmungen versehen
werden. Die Erlaubnis ist weder übertragbar noch kann sie
einem Anderen zur Ausübung überlassen werden.

(5) Die Erlaubnis zur Einführung neuer Glücksspielange-
bote durch die in § 10 Absatz 2 genannten Veranstalter setzt
voraus, dass

1. der Fachbeirat (§10 Absatz 1 Satz 2) zuvor die Auswirkun-
gen des neuen Angebotes auf die Bevölkerung untersucht
und bewertet hat und 

2. der Veranstalter im Anschluss an die Einführung dieses
Glücksspiels der Erlaubnisbehörde über die sozialen Aus-
wirkungen des neuen Angebotes berichtet.

Neuen Glücksspielangeboten steht die Einführung neuer oder
die erhebliche Erweiterung bestehender Vertriebswege durch
Veranstalter oder Vermittler gleich.

(6) Die Glücksspielaufsicht darf nicht durch eine Behörde
ausgeübt werden, die für die Finanzen des Landes oder die
Beteiligungsverwaltung der in § 10 Absatz 2 genannten Veran-
stalter zuständig ist.

§ 10

Sicherstellung eines ausreichenden Glücksspielangebotes 

(1) Die Länder haben zur Erreichung der Ziele des § 1 die
ordnungsrechtliche Aufgabe, ein ausreichendes Glücksspiel-
angebot sicherzustellen. Sie werden dabei von einem Fach-
beirat beraten, der sich aus Experten in der Bekämpfung der
Glücksspielsucht zusammensetzt. 

(2) Auf gesetzlicher Grundlage können die Länder diese
öffentliche Aufgabe selbst, durch juristische Personen des
öffentlichen Rechts oder durch privatrechtliche Gesellschaf-
ten, an denen juristische Personen des öffentlichen Rechts
unmittelbar oder mittelbar maßgeblich beteiligt sind, erfüllen. 

(3) Die Länder begrenzen die Zahl der Annahmestellen zur
Erreichung der Ziele des § 1. 

(4) Es ist sicherzustellen, dass ein erheblicher Teil der Ein-
nahmen aus Glücksspielen zur Förderung öffentlicher oder
gemeinnütziger, kirchlicher oder mildtätiger Zwecke ver-
wendet wird. 

(5) Anderen als den in Absatz 2 Genannten darf nur die
Veranstaltung von Lotterien und Ausspielungen nach den 
Vorschriften des Dritten Abschnitts erlaubt werden.

§ 11

Suchtforschung

Die Länder stellen die wissenschaftliche Forschung zur
Vermeidung und Abwehr von Suchtgefahren durch Glücks-
spiele sicher. 

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Lotterien mit geringerem Gefährdungspotential

§ 12

Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis gemäß § 4 Absatz 1 darf nur erteilt wer-
den, wenn

1. der Veranstaltung keine Versagungsgründe nach § 13 ent-
gegenstehen,

2. die in §§ 14, 15 Absatz 1 und 2 und § 16 Absatz 3 genannten
Voraussetzungen vorliegen,

3. mit der Veranstaltung keine wirtschaftlichen Zwecke ver-
folgt werden, die über den mit dem Hinweis auf die Bereit-
stellung von Gewinnen verbundenen Werbeeffekt hinaus-
gehen, und 

4. nicht zu erwarten ist, dass durch die Veranstaltung selbst
oder durch die Verwirklichung des Veranstaltungszwecks
oder die Verwendung des Reinertrages die öffentliche
Sicherheit oder Ordnung gefährdet wird oder die Beziehun-
gen der Bundesrepublik Deutschland zu anderen Staaten
beeinträchtigt werden.

Satz 1 Nr. 3 gilt nicht für Lotterien in der Form des Gewinn-
sparens, wenn von einem Teilnahmebetrag ein Teilbetrag von
höchstens 20 vom Hundert als Losanteil für die Gewinnspar-
lotterie verwendet wird. 

(2) In der Erlaubnis kann für Veranstaltungen, die traditio-
nell in Verbindung mit dem Fernsehen präsentiert werden 
und bei denen vorrangig die gemeinnützige Verwendung der
Reinerträge dargestellt wird, eine Befreiung vom Verbot der
Fernsehwerbung (§ 5 Absatz 3) zugelassen werden. In der
Erlaubnis ist auch zu entscheiden, inwieweit die Anforderun-
gen der §§ 6 und 7 zu erfüllen sind.

(3) Soll eine Lotterie mit einem einheitlichen länder-
übergreifenden Spielplan in mehreren Ländern veranstaltet
werden, kann das Land, in dem der Veranstalter seinen Sitz hat,
eine Erlaubnis auch mit Wirkung für die Länder erteilen, die
hierzu ermächtigt haben.

§ 13

Versagungsgründe

(1) Eine Erlaubnis darf nicht erteilt werden, wenn die Ver-
anstaltung § 4 Absatz 2 bis 4 widerspricht. Dies ist vor allem 
der Fall, wenn nicht auszuschließen ist, dass die Veranstaltung
der Lotterie wegen des insgesamt bereits vorhandenen Glücks-
spielangebotes, insbesondere im Hinblick auf die Zahl der be-
reits veranstalteten Glücksspiele oder deren Art oder Durch-
führung den Spieltrieb in besonderer Weise fördert.

(2) Eine Erlaubnis darf insbesondere nicht erteilt werden,
wenn 

1. der Spielplan vorsieht, dass 

a) die Bekanntgabe der Ziehungsergebnisse öfter als zwei-
mal wöchentlich erfolgt,
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b) der Höchstgewinn einen Wert von 1 Million Euro über-
steigt oder

c) Teile des vom Spieler zu entrichtenden Entgeltes zu dem
Zweck angesammelt werden, Gewinne für künftige
Ziehungen zu schaffen (planmäßiger Jackpot),

oder

2. eine interaktive Teilnahme in Rundfunk und Telemedien
mit zeitnaher Gewinnbekanntgabe ermöglicht wird. 

§ 14

Veranstalter

(1) Eine Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn der Veran-
stalter 

1. die Voraussetzungen des § 5 Absatz 1 Nr. 9 des Körper-
schaftsteuergesetzes erfüllt und

2. zuverlässig ist, insbesondere die Gewähr dafür bietet, dass
die Veranstaltung ordnungsgemäß und für die Spielteilneh-
mer sowie die Erlaubnisbehörde nachvollziehbar durchge-
führt und der Reinertrag zweckentsprechend verwendet
wird.

Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für die von den in § 10 Absatz 2 genann-
ten Veranstaltern und von der Körperschaft des öffentlichen
Rechts „Bayerisches Rotes Kreuz“ veranstalteten Lotterien
und für Veranstaltungen in der Form des Gewinnsparens (§ 12
Absatz 1 Satz 2).

(2) Soll die Veranstaltung ganz oder überwiegend von einem
Dritten durchgeführt werden, darf die Erlaubnis nur erteilt
werden, wenn nicht die Gefahr besteht, dass durch die Durch-
führung die Transparenz und Kontrollierbarkeit der Veranstal-
tung beeinträchtigt wird und der Dritte 

1. die Anforderungen des Absatzes 1 Nr. 2 erfüllt und

2. hinsichtlich der Durchführung der Veranstaltung den
Weisungen des Veranstalters unterliegt und keinen maß-
geblichen rechtlichen oder tatsächlichen Einfluss auf den
Veranstalter hat. 

§ 15

Spielplan, Kalkulation und Durchführung 
der Veranstaltung 

(1) Nach dem Spielplan müssen der Reinertrag, die Gewinn-
summe und die Kosten in einem angemessenen Verhältnis
zueinander stehen; die Kosten der Veranstaltung sind so gering
wie möglich zu halten. Reinertrag ist der Betrag, der sich aus
der Summe der Entgelte nach Abzug von Kosten, Gewinn-
summe und Steuern ergibt. Für den Reinertrag und die
Gewinnsumme sollen im Spielplan jeweils mindestens 30 vom
Hundert der Entgelte vorgesehen sein und es darf kein Grund
zu der Annahme bestehen, dass diese Anteile nicht erreicht
werden. Bei der Antragstellung ist eine Kalkulation vorzu-
legen, aus der sich die voraussichtlichen Kosten der Veran-
staltung, die Gewinnsumme, die Steuern und der Reinertrag
ergeben. Zeigt sich nach Erteilung der Erlaubnis, dass die kal-
kulierten Kosten voraussichtlich überschritten werden, ist dies
der Erlaubnisbehörde unverzüglich anzuzeigen und eine neue
Kalkulation vorzulegen.

(2) In den Kosten der Lotterie dürfen Kosten von 
Dritten im Sinne des § 14 Absatz 2 nach Art und Umfang 
nur insoweit berücksichtigt werden, als sie den Grund-
sätzen wirtschaftlicher Betriebsführung entsprechen. Die 

Vergütung des Dritten soll nicht abhängig vom Umsatz be-
rechnet werden.

(3) Der Veranstalter hat der zuständigen Behörde alle
Unterlagen vorzulegen und alle Auskünfte zu erteilen, die zur
Überprüfung der ordnungsgemäßen Durchführung der Lotte-
rie erforderlich sind. Insbesondere hat er eine Abrechnung vor-
zulegen, aus der sich die tatsächliche Höhe der Einnahmen, des
Reinertrages, der Gewinnausschüttung und der Kosten der
Veranstaltung ergibt.

(4) Die zuständige Behörde kann auf Kosten des Veran-
stalters einen staatlich anerkannten Wirtschaftsprüfer beauf-
tragen oder dessen Beauftragung vom Veranstalter verlangen,
damit ein Gutachten zur Überprüfung der ordnungsgemäßen
Planung oder Durchführung der Lotterie, insbesondere zur
Angemessenheit der Kosten der Lotterie erstattet und der
Behörde vorgelegt wird. Die Kosten des Gutachtens sind
Kosten der Lotterie.

§ 16
Verwendung des Reinertrages

(1) Der Reinertrag der Veranstaltung muss zeitnah für den
in der Erlaubnis festgelegten Zweck verwendet werden.

(2) Will der Veranstalter den Reinertrag für einen anderen
als den in der Erlaubnis festgelegten gemeinnützigen, kirch-
lichen oder mildtätigen Zweck verwenden oder kann der Ver-
wendungszweck nicht oder nicht zeitnah verwirklicht werden,
hat der Veranstalter dies der zuständigen Behörde unverzüglich
anzuzeigen. Diese kann nach Anhörung des Veranstalters den
Verwendungszweck neu festlegen.

(3) Ein angemessener Anteil des Reinertrages soll in dem
Land verwendet werden, in dem die Lotterie veranstaltet 
wird.

§ 17
Form und Inhalt der Erlaubnis

Die Erlaubnis wird schriftlich erteilt. In ihr sind insbeson-
dere festzulegen

1. der Veranstalter sowie im Fall des § 14 Absatz 2 der Dritte,

2. Art, Ort oder Gebiet sowie Beginn und Dauer der Veranstal-
tung, 

3. der Verwendungszweck des Reinertrages, die Art und Weise
des Nachweises der Verwendung und der Zeitpunkt, zu dem
der Nachweis zu erbringen ist,

4. der Spielplan und

5. die Vertriebsform.

§ 18 
Kleine Lotterien 

Die Länder können von den Regelungen des Staatsver-
trages für nicht länderübergreifend veranstaltete Lotterien
abweichen, bei denen

1. die Summe der zu entrichtenden Entgelte den Betrag von
40.000 Euro nicht übersteigt,

2. der Reinertrag ausschließlich und unmittelbar für gemein-
nützige, kirchliche oder mildtätige Zwecke verwandt wird
und

3. der Reinertrag und die Gewinnsumme jeweils mindestens
25 vom Hundert der Entgelte betragen.
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Vi e r t e r  A b s c h n i t t

Gewerbliche Spielvermittlung

§ 19 

Gewerbliche Spielvermittlung 

Neben den §§ 4 bis 7 und unbeschadet sonstiger gesetzlicher
Regelungen gelten für die Tätigkeit des gewerblichen Spielver-
mittlers folgende Anforderungen:

1. Der gewerbliche Spielvermittler hat mindestens zwei Drit-
tel der von den Spielern vereinnahmten Beträge für die
Teilnahme am Spiel an den Veranstalter weiterzuleiten. Er
hat die Spieler vor Vertragsabschluss in Textform klar und
verständlich auf den für die Spielteilnahme an den Veran-
stalter weiterzuleitenden Betrag hinzuweisen sowie ihnen
unverzüglich nach Vermittlung des Spielauftrages den Ver-
anstalter mitzuteilen.

2. Gewerbliche Spielvermittler und von ihnen oder den Spiel-
interessenten im Sinne des § 3 Absatz 6 beauftragte Dritte
sind verpflichtet, bei jeder Spielteilnahme dem Veranstalter
die Vermittlung offen zu legen.

3. Gewerbliche Spielvermittler sind verpflichtet, dafür Sorge
zu tragen, dass bei Vertragsabschluss ein zur unabhängigen
Ausübung eines rechts- oder steuerberatenden Berufes
befähigter Treuhänder mit der Verwahrung der Spielquit-
tungen und der Geltendmachung des Gewinnanspruches
gegenüber dem Veranstalter beauftragt wird. Dem Spielteil-
nehmer ist bei Vertragsabschluss ein Einsichtsrecht an den
Spielquittungen, die in seinem Auftrag vermittelt worden
sind, einzuräumen. Wird ein Gewinnanspruch vom Spiel-
teilnehmer nicht innerhalb einer Frist von drei Monaten
beim Treuhänder geltend gemacht, so ist der Gewinnbetrag
an den Veranstalter abzuführen. 

F ü n f t e r  A b s c h n i t t

Besondere Vorschriften

§ 20

Spielbanken

Gesperrte Spieler dürfen am Spielbetrieb in Spielbanken
nicht teilnehmen. Die Durchsetzung des Verbots ist durch
Kontrolle des Ausweises oder eine vergleichbare Identitätskon-
trolle und Abgleich mit der Sperrdatei zu gewährleisten.

§ 21

Sportwetten

(1) Wetten können als Kombinationswetten oder Einzelwet-
ten auf den Ausgang von Sportereignissen (Sportwetten)
erlaubt werden. In der Erlaubnis sind Art und Zuschnitt der
Sportwetten im Einzelnen zu regeln.

(2) Die Veranstaltung und Vermittlung von Sportwetten
muss organisatorisch, rechtlich, wirtschaftlich und personell
getrennt sein von der Veranstaltung oder Organisation von
Sportereignissen und dem Betrieb von Einrichtungen, in
denen Sportveranstaltungen stattfinden. Die Verknüpfung der
Übertragung von Sportereignissen in Rundfunk und Teleme-
dien mit der Veranstaltung oder Vermittlung von Sportwetten
oder mit Trikot- und Bandenwerbung für Sportwetten ist nicht
zulässig. Wetten während des laufenden Sportereignisses sowie
über Telekommunikationsanlagen sind verboten.

(3) Gesperrte Spieler dürfen an Wetten nicht teilnehmen.
Die Durchsetzung des Verbots ist durch Kontrolle des Auswei-
ses oder eine vergleichbare Identitätskontrolle und Abgleich
mit der Sperrdatei zu gewährleisten.

§ 22

Lotterien mit besonderem Gefährdungspotential

(1) Die Höhe planmäßiger Jackpots ist zur Erreichung der
Ziele des § 1 in der Erlaubnis zu begrenzen; § 9 Absatz 3 Satz 2
ist anzuwenden.

(2) Gesperrte Spieler dürfen an Lotterien der in § 10 Ab-
satz 2 genannten Veranstalter, die häufiger als zweimal pro
Woche veranstaltet werden, nicht teilnehmen. Die Durch-
setzung dieses Verbots ist durch Kontrolle des Ausweises oder
eine vergleichbare Identitätskontrolle und Abgleich mit der
Sperrdatei zu gewährleisten.

S e c h s t e r  A b s c h n i t t  

Datenschutz

§ 23 

Sperrdatei, Datenverarbeitung

(1) Mit der Sperrdatei werden die für eine Sperrung er-
forderlichen Daten verarbeitet und genutzt. Es dürfen folgende
Daten gespeichert werden:

1. Familiennamen, Vornamen, Geburtsnamen,

2. Aliasnamen, verwendete Falschnamen,

3. Geburtsdatum,

4. Geburtsort,

5. Anschrift,

6. Lichtbilder, 

7. Grund der Sperre,

8. Dauer der Sperre und

9. meldende Stelle.

Daneben dürfen die Dokumente, die zur Sperrung geführt
haben, gespeichert werden.

(2) Die gespeicherten Daten sind im erforderlichen Umfang
an die Stellen zu übermitteln, die Spielverbote zu überwachen
haben. Die Datenübermittlung kann auch durch automa-
tisierte Abrufverfahren erfolgen.

(3) Datenübermittlungen an öffentliche Stellen, insbeson-
dere an Strafverfolgungsbehörden und Gerichte, sind nach den
gesetzlichen Vorschriften zulässig. 

(4) Erteilte Auskünfte und Zugriffe im elektronischen
System sind zu protokollieren. 

(5) Die Daten sind sechs Jahre nach Ablauf der Sperre zu
löschen. Es ist zulässig, die Löschung am Ende des sechsten
Jahres vorzunehmen.

(6) Soweit in diesem Staatsvertrag nichts anderes bestimmt
ist, sind die jeweiligen Vorschriften für den Schutz personenbe-
zogener Daten anzuwenden, auch wenn die Daten nicht in
Dateien verarbeitet oder genutzt werden.
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S i e b t e r  A b s c h n i t t

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 24 

Regelungen der Länder

Die Länder erlassen die zur Ausführung dieses Staatsver-
trages notwendigen Bestimmungen. Sie können weitergehende
Anforderungen insbesondere zu den Voraussetzungen des
Veranstaltens und Vermittelns von Glücksspielen festlegen. In
ihren Ausführungsgesetzen können sie auch vorsehen, dass
Verstöße gegen die Bestimmungen dieses Staatsvertrages mit
Geldbuße oder Strafe geahndet werden. 

§ 25 

Weitere Regelungen

(1) Die bis zum 01. Januar 2007 erteilten Konzessionen,
Genehmigungen und Erlaubnisse der Veranstalter im Sinne
des § 10 Absatz 2 und die ihnen nach Landesrecht gleichste-
henden Befugnisse gelten – soweit nicht im Bescheid eine
kürzere Frist festgelegt ist – bis zum 31. Dezember 2008 als
Erlaubnis mit der Maßgabe fort, dass die Regelungen dieses
Staatsvertrages – abgesehen vom Erlaubniserfordernis nach 
§ 4 Absatz 1 Satz 1 – Anwendung finden. Die Veranstalter nach
§ 10 Absatz 2 haben zum 1. Januar 2009 eine Erlaubnis nach § 4
Absatz 1 einzuholen. 

(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwendung auf die Ver-
mittler von erlaubten öffentlichen Glücksspielen (einschließ-
lich der Lotterie-Einnehmer der Klassenlotterien und der
gewerblichen Spielvermittler). Soweit Vermittler in die Ver-
triebsorganisation eines Veranstalters eingegliedert sind, stellt
der Veranstalter den Antrag auf Erteilung der Erlaubnis nach 
§ 4 Absatz 1 für die für ihn tätigen Vermittler.

(3) Abweichend von § 10 Absatz 2 kann das Land Rhein-
land-Pfalz seine Aufgabe nach § 10 Absatz 1 durch ein betrautes
Unternehmen wahrnehmen.

(4) Die zuständige Behörde kann eine Lotterie, die bei
Inkrafttreten dieses Vertrages von mehreren Veranstaltern in
allen Ländern durchgeführt wird und bei der der Reinertrag
ausschließlich zur Erfüllung der in § 10 Absatz 4 genannten
Zwecke verwandt wird, abweichend von § 12 Absatz 1 Satz 1 
Nr. 3, § 13 Absatz 2, § 14 Absatz 1 Nr. 1 und § 15 Absatz 1 Satz 3
erlauben.

(5) Der Reinertrag von Veranstaltungen in der Form des
Gewinnsparens muss mindestens 25 vom Hundert der Entgelte
betragen. Der Reinertrag ist für gemeinnützige, kirchliche oder
mildtätige Zwecke zu verwenden. Erlaubnisse können all-
gemein erteilt werden.

(6) Die Länder können befristet auf ein Jahr nach Inkraft-
treten des Staatsvertrages abweichend von § 4 Absatz 4 bei 
Lotterien die Veranstaltung und Vermittlung im Internet
erlauben, wenn keine Versagungsgründe nach § 4 Absatz 2 vor-
liegen und folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

1. Der Ausschluss minderjähriger oder gesperrter Spieler wird
durch Identifizierung und Authentifizierung gewährleistet;
die Richtlinien der Kommission für Jugendmedienschutz
zur geschlossenen Benutzergruppe sind zu beachten.

2. Die Beachtung der in der Erlaubnis festzulegenden Einsatz-
grenzen, die 1000 Euro pro Monat nicht überschreiten
dürfen, und des Kreditverbots ist sichergestellt.

3. Besondere Suchtanreize durch schnelle Wiederholung und
die Möglichkeit interaktiver Teilnahme mit zeitnaher
Gewinnbekanntgabe sind ausgeschlossen; davon kann
regelmäßig bei Lotterien mit nicht mehr als zwei Gewinn-
entscheiden pro Woche ausgegangen werden.

4. Durch Lokalisierung nach dem Stand der Technik wird
sichergestellt, dass nur Personen teilnehmen können, die
sich im Geltungsbereich der Erlaubnis aufhalten.

5. Ein an die besonderen Bedingungen des Internets angepas-
stes Sozialkonzept ist zu entwickeln und einzusetzen; seine
Wirksamkeit ist wissenschaftlich zu evaluieren.

§ 26

Verhältnis zu bestehenden Regelungen 
für die Klassenlotterien

(1) Soweit die Regelungen des Staatsvertrags zwischen den
Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Rheinland-
Pfalz, Sachsen und Thüringen über eine Staatliche Klassen-
lotterie vom 26. Mai 1992 (SKL-Staatsvertrag) oder die Rege-
lungen für die Nordwestdeutsche Klassenlotterie in der Verein-
barung der Länder Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen,
Schleswig-Holstein, Freie und Hansestadt Hamburg, Freie
Hansestadt Bremen, Saarland, Berlin, Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt zum gemeinsamen
Betrieb einer staatlichen Klassenlotterie vom 23. Dezember
1992 (NKL-Ländervereinbarung) im Widerspruch zu Rege-
lungen dieses Staatsvertrags stehen, sind die Regelungen dieses
Staatsvertrags vorrangig anzuwenden.

(2) Eine Erlaubnis nach § 4 Absatz 1 wird den Klassenlotte-
rien abweichend von Artikel 4 des SKL-Staatsvertrags und
abweichend von Artikel 2 der NKL-Ländervereinbarung 
von den nach diesem Staatsvertrag zuständigen Behörden
erteilt. 

§ 27

Evaluierung

Die Auswirkungen dieses Staatsvertrages sind von den
Glücksspielaufsichtsbehörden der Länder unter Mitwirkung
des Fachbeirats zu evaluieren. Das Ergebnis ist drei Jahre nach
Inkrafttreten des Staatsvertrages vorzulegen.

§ 28

Befristung, Fortgelten

(1) Dieser Staatsvertrag tritt mit Ablauf des vierten Jahres
nach seinem Inkrafttreten außer Kraft, sofern nicht die Minis-
terpräsidentenkonferenz unter Berücksichtigung des Ergeb-
nisses der Evaluation (§ 27) bis Ende des vierten Jahres mit
mindestens 13 Stimmen das Fortgelten des Staatsvertrages
beschließt. In diesem Fall gilt der Staatsvertrag unter den Län-
dern fort, die dem Beschluss zugestimmt haben.

(2) Der Staatsvertrag kann von jedem der Länder, in denen
er fortgilt, zum Schluss eines Kalenderjahres gekündigt
werden. Die Kündigung ist schriftlich gegenüber dem Vor-
sitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz zu erklären. Die
Kündigung eines Landes lässt das zwischen den übrigen Län-
dern bestehende Vertragsverhältnis unberührt, jedoch kann
jedes der übrigen Länder das Vertragsverhältnis binnen einer
Frist von drei Monaten nach Eingang der Benachrichtigung
über die gegenüber der oder dem Vorsitzenden der Minister-
präsidentenkonferenz erfolgte Kündigungserklärung zum
selben Zeitpunkt kündigen.
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§ 29
Inkrafttreten

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.
Sind bis zum 31. Dezember 2007 nicht mindestens 13 Ratifika-
tionsurkunden bei der Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden
der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staats-
vertrag gegenstandslos.

(2) Mit Inkrafttreten dieses Staatsvertrages tritt der Staats-
vertrag zum Lotteriewesen in Deutschland vom 18. Dezember
2003/13. Februar 2004 außer Kraft.

Für das Land Baden-Württemberg:
Stuttgart, den 31. Juli 2007 G. Oettinger

Für den Freistaat Bayern:
München, den 7. Mai 2007 Edmund Stoiber

Für das Land Berlin:
Berlin, den 19. März 2007 Klaus Wowereit

Für das Land Brandenburg:
Potsdam, den 23. Februar 2007 M. Platzeck

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Bremen, den 9. Mai 2007 Jens Böhrnsen

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Hamburg, den 4. Mai 2007 Ole v. Beust

Für das Land Hessen:
Wiesbaden, den 26. April 2007 R. Koch

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Schwerin, den 31. Januar 2007 H. Ringstorff

Für das Land Niedersachsen:
Hannover, den 25. April 2007 Christian Wulff

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Düsseldorf, den 22. Mai 2007 Rüttgers

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Mainz, den 8. Mai 2007 Kurt Beck

Für das Saarland:
Saarbrücken, den 30. Januar 2007 Peter Müller

Für den Freistaat Sachsen:
Dresden, den 9. Mai 2007 Georg Milbradt

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Magdeburg, den 8. Mai 2007 Böhmer

Für das Land Schleswig-Holstein:
Kiel, den 20. Juli 2007 Peter Harry Carstensen

Für den Freistaat Thüringen:
Erfurt, den 20. April 2007 Dieter Althaus

Anhang „Richtlinien zur Vermeidung und Bekämpfung von
Glücksspielsucht“

Zur Vermeidung und Bekämpfung von Glücksspielsucht gelten
die folgenden Richtlinien:

1. Die Veranstalter

a) benennen Beauftragte für die Entwicklung von Sozial-
konzepten,

b) erheben Daten über die Auswirkungen der von ihnen
angebotenen Glücksspiele auf die Entstehung von
Glücksspielsucht und berichten hierüber sowie über den
Erfolg der von ihnen zum Spielerschutz getroffenen
Maßnahmen alle zwei Jahre den Glücksspielaufsichts-
behörden, 

c) schulen das für die Veranstaltung, Durchführung und
gewerbliche Vermittlung öffentlichen Glücksspiels ein-
gesetzte Personal in der Früherkennung problematischen
Spielverhaltens, wie z. B. dem plötzlichen Anstieg des
Entgelts oder der Spielfrequenz,

d) schließen das in den Annahmestellen beschäftigte Perso-
nal vom dort angebotenen Glücksspiel aus,

e) ermöglichen es den Spielern, ihre Gefährdung einzu-
schätzen, und

f) richten eine Telefonberatung mit einer bundesweit ein-
heitlichen Telefonnummer ein.

2. Eine Information über Höchstgewinne ist mit der Auf-
klärung über die Wahrscheinlichkeit von Gewinn und Ver-
lust zu verbinden.

3. Die Vergütung der leitenden Angestellten von Glücksspiel-
veranstaltern darf nicht abhängig vom Umsatz berechnet
werden.
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A r t i k e l  1

Dem am 30. August 2007 und 20. September 2007 unter-
zeichneten Staatsvertrag zwischen der Freien und Hansestadt
Hamburg und dem Land Niedersachsen zur Änderung des
Staatsvertrages über öffentlich-rechtliche Vereinbarungen auf
dem Gebiet der Abwasserbeseitigung wird zugestimmt. 

A r t i k e l  2

Der Staatsvertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft ver-
öffentlicht.

A r t i k e l  3

Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 in
Kraft tritt, ist im Hamburgischen Gesetz- und Verordnungs-
blatt bekannt zu geben.

Ausgefertigt Hamburg, den 14. Dezember 2007.

Der Senat

Gesetz
zum Staatsvertrag

zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg
und

dem Land Niedersachsen
zur Änderung des Staatsvertrages über öffentlich-rechtliche Vereinbarungen

auf dem Gebiet der Abwasserbeseitigung 
Vom 14. Dezember 2007

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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Die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch den
Senat, dieser vertreten durch den Senator der Behörde für
Stadtentwicklung und Umwelt, und das Land Niedersachsen,
vertreten durch den Ministerpräsidenten, dieser vertreten
durch den Niedersächsischen Umweltminister, schließen vor-
behaltlich der Zustimmung der Bürgerschaft der Freien und
Hansestadt Hamburg und des Niedersächsischen Landtages
folgenden Staatsvertrag:

A r t i k e l  1

Der Staatsvertrag vom 9. Oktober 2002 wird wie folgt geän-
dert:

1. Artikel 1 erhält folgende Fassung:

„ A r t i k e l  1

(1) Die Stellen, die in den vertragsschließenden Ländern
für die öffentliche Aufgabe der Abwasserbeseitigung
zuständig sind, können zum Zweck der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit bei der Aufgabenerfüllung über die
gemeinsame Landesgrenze hinweg nach Maßgabe der nach-
stehenden Vorschriften öffentlich-rechtliche Vereinbarun-
gen schließen. Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit
dient einer wirtschaftlichen und zweckmäßigen Erfüllung
der öffentlichen Aufgabe der Abwasserbeseitigung. 

(2) Die für die Abwasserbeseitigung zuständige Stelle kann
diese öffentliche Aufgabe der entsprechenden Stelle des
anderen Landes ganz oder teilweise auch für ihr Gebiet
übertragen. In diesem Fall wird die Befugnis, in Bezug auf
die Aufgabe der Abwasserbeseitigung Satzungen zu erlas-
sen, auf die übernehmende Stelle übertragen. Von der über-
nommenen Rechtsetzungsbefugnis darf die übernehmende
Stelle nur mit einer in jedem Einzelfall zu erteilenden
Zustimmung der übertragenden Stelle Gebrauch machen. 

(3) Im Rahmen der Vereinbarung nach Absatz 1 delegiert
die übertragende Stelle sämtliche mit der Aufgabe in Ver-
bindung stehenden hoheitlichen Befugnisse auf die über-
nehmende Stelle. Die übernehmende Stelle ist insbesondere

berechtigt, nach Maßgabe der für die übertragende Stelle
geltenden Abgabengesetze Gebühren und Beiträge zu erhe-
ben und Kostenerstattung zu verlangen.

(4) Soweit in diesem Vertrag nichts anderes geregelt ist, sind
die Vorschriften des Hamburgischen Abwassergesetzes, des
Hamburgischen Wegegesetzes, des Sielabgabengesetzes, des
Niedersächsischen Wassergesetzes und des Niedersächsi-
schen Kommunalabgabengesetzes in ihrer jeweiligen Fas-
sung in dem von der Aufgabenübertragung gemäß Absatz 2
Satz 1 betroffenen Gebiet entsprechend der Landeszuge-
hörigkeit weiterhin anzuwenden. Bei der Übertragung der
Satzungsbefugnis nach Absatz 2 Satz 2 durch eine nieder-
sächsische Gemeinde sind die Vorschriften des § 6 Absätze 2
und 4 bis 6 und des § 8 der Niedersächsischen Gemeinde-
ordnung in der Fassung vom 28.Oktober 2006 (Nds.GVBl.
S. 473) mit den nachfolgenden Änderungen im Gebiet der
niedersächsischen Gemeinde weiterhin anzuwenden, von
der übernehmenden Stelle für deren Gebiet erlassene
Satzungen sind wie Satzungen der niedersächsischen
Gemeinde öffentlich bekannt zu machen und zur Einsicht
von ihr bereitzuhalten.“

2. Artikel 2 erhält folgende Fassung:

„ A r t i k e l  2

Für die öffentlich-rechtliche Vereinbarung nach Artikel 1
gelten die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes.
Für den Vollzug der übertragenen Aufgaben gegenüber
Dritten gilt das Verwaltungsverfahrens-, Verwaltungsvoll-
streckungs- und Verwaltungszustellungsrecht sowie das
abgabenrechtliche Verfahrensrecht des Landes, in dem das
betroffene Grundstück oder die betroffene Einrichtung des
Dritten liegt.“

A r t i k e l  2

Dieser Staatsvertrag tritt am ersten Tage des auf den Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden folgenden Monats in Kraft.

Staatsvertrag
zwischen

der Freien und Hansestadt Hamburg
und

dem Land Niedersachsen
zur Änderung des Staatsvertrages über öffentlich-rechtliche Vereinbarungen

auf dem Gebiet der Abwasserbeseitigung 

Hamburg, den 30. August 2007

Für den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg:

Der Senator für Stadtentwicklung und Umwelt

gez. Axel Gedaschko

Hannover, den 20. September 2007

Für das Land Niedersachsen: 

Für den Niedersächsischen Ministerpräsidenten
Der Niedersächsische Umweltminister

gez. H.-H. Sander


